
Genug Saft? Karikatur: Luff

Die Regierung von Oberbayern hat am
5. Juli den Planfeststellungsbeschluss
(PFB) zum Bau einer dritten Start- und
Landebahn (SLB) am Münchner Flug-
hafen erlassen. Darin hat sie ohne Be-
rücksichtigung der rund 85 000 Ein-
wendungen die Planungsvorgaben der
Flughafen München Gesellschaft
(FMG) 1:1 übernommen. Dafür kriti-
siere ich sie. Sie hat dabei u.a. nicht be-
rücksichtigt, dass die Flugbewegun-
gen in München seit zwei Jahren so
stark zurückgehen, dass sie heuer am
Ende des Jahres wieder weit unter den
Jahresstand von 2006 (411 000) sinken
werden. Diese Tendenz beweist auch
der kürzlich vorgelegte Winterflug-
plan, der mit rund 150 000 geplanten
Flügen auf den Stand von 2003 zu-
rückfällt. Dabei sind auf den zwei be-
stehenden Bahnen laut Gutachten
rund 575 000 Flugbewegungen jähr-
lichmöglich.Weitere Faktorenwie die
derzeitige Wirtschaftskrise, der An-
stieg der Erdölpreise, Aufhebung von
Subventionen wie Nichtbesteuerung
des Kerosins und des grenzüberschrei-
tenden Luftverkehrs führen laut Ex-
perten zukünftig zu höheren Flugprei-
sen und damit zu eher stagnierenden
Passagierzahlen.

Es besteht also gar kein Bedarf für
eine dritte SLB! Der wird von den Be-

treibern künstlich dargestellt. Die
FMG hat z. B. die Lufthansa in einem
„Knebelvertrag“ unter Strafandrohung
von 50 Millionen Euro dazu verpflich-
tet, bis zum Jahr 2017 die eigenen Pas-
sagierzahl-Prognosen zu erreichen.

Die FMG hat bereits 2,72Milliarden
Schulden und müsste für die geplan-
ten mindestens 1,2 Milliarden Baukos-
ten neue Kredite aufnehmen, für die
wir als Steuerzahler bürgen. Ein Finan-
zierungsplan steht immer noch aus.
Diese immensen Summen für ein un-
nötiges und menschenverachtendes
Projekt wären viel besser in anderen
Regierungsbezirken und Randgebie-
ten beim Bau oder der Renovierung
von Sozialeinrichtungen angelegt.

Die dritte SLB soll in die Stadt Frei-
sing hineingebaut werden. Der Orts-
teil Attaching mit 1000 Einwohnern
soll beim Landeanflug von rund 530
Flugzeugen täglich in rund 50 bis 80
Metern Höhe direkt überflogen wer-
den. Diese erzeugen einen Dauer-
schallpegel von über 70 db/A und Ein-

zelschallpegel von über 90 db/A. Atta-
ching wurde im PFB zum „Wirbel-
schleppen-Risikogebiet“ erklärt.
Gleichzeitig wurde den Bewohnern
auferlegt, ihre Dachziegel, Marquisen,
Sonnenschirme und auch den Mai-
baum so zu sichern, dass sie denWind-
böen mit Windstärke 6 standhalten
können. Das ist pure Menschenver-
achtung.

Zudem würden Orte wie Berglern
(rund 3000 Menschen), Pulling (1000)
Eitting, Kranzberg und alle südlichen
Freisinger Stadtteile mit rund 25 000
Menschen von einer 3. SLB überflogen
werden und der Lärm und die Luftver-
schmutzung würden sich vervielfa-
chen. Insgesamt wären rund 300 000
Menschen betroffen.

Ich beschuldige daher alle Anteils-
eigner, also auch die Bayerische Staats-
regierung (51 Prozent), der bedingt
vorsätzlichen gefährlichen Körperver-
letzung, weil sie es billigend in Kauf
nehmen, dass Menschen durch Lärm
und Kerosinverschmutzung erkran-
ken, vergiftet werden und früher ster-
ben. Das belegen weltweit viele Gut-
achten. In Freising sinkt die Lebens-
erwartung bereits signifikant im Ver-
gleich zum übrigen Bayern. Mit unse-
rer bayernweiten Massenpetition wol-
len wir parallel zum Münchner Bür-
gerbegehren die Entscheidungsträger
im Lande zum Umdenken bewegen.
Denn zwei Startbahnen reichen!

Horror an der Landebahn
VERKEHR Zwei Startbahnen
amMünchner Flughafen
sind ausreichend. Denn der
Luftverkehr geht zurück.

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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HARTMUT BINNER
Der Autor ist Sprecher des Aktionsbündnisses

AufgeMUCkt.

AUSSENANSICHT

Die Zeitung zuWulff:
„Wulff fühlt sich im Krieg – mit den
Medien, mit den Verlegern, mit Chef-
redakteuren, und damit im Krieg mit
dem Volk. Er wird diesen Krieg verlie-
ren. Schon deshalb, weil er keinen
Gegner hat. Der Gegner ist er selbst. Er
selbst hat sein Leben so geordnet oder
so in Unordnung gehalten, dass ihm
all die Fragen gestellt werden müssen.
Seine Antworten hinterlassen mehr
Undeutlichkeiten als sie Klarheit
schaffen. Er hat sein Handwerkszeug,
das Wort, missbraucht. Bleibt er im
Amt, wird man ihn ignorieren müs-
sen. Er sitzt dann im Schloss und fühlt
sichwomöglich in Stahlgewittern.“
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PRESSESTIMMEN
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Die Zeitung zuWulff:
„Wer vom Stahlgewitter spricht, wer
Kritik mit Kriegszuständen vergleicht,
wer würdelos abgestiegen ist auf
schlechtes Boulevardniveau, kurz und
gut, wer sich selbst zu wichtig nimmt,
der bringt Schaden. Das ist das Gegen-
teil des Grundprinzips, nach dem in
der Demokratie geeigneten Personen
Ämter auf Zeit verliehenwerden.“
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Die Londoner Zeitung zu Brustimplantaten:
„Fast 70 Prozent der Kosmetik- und
Schönheits-Industrie sind faktisch un-
reguliert. Im Privatbereich können
Schönheitschirurgen jobbende Allge-
meinmediziner oder frühere Zahnärz-
te sein. Da sind strengere Ausbildungs-
kriterien erforderlich. Es wäre viel-
leicht auch angebracht, dass Schön-
heitsoperationen mit einer Versiche-
rungspflicht verbundenwürden.“

DieMünchner Zeitung zu Guttenberg:
„Sicher kannmanGuttenberg den Ver-
such einer politischen Rückkehr nicht
vorwerfen. Die Kandidatur für ein
Bundestagsmandat wäre dafür auch
der richtige Weg. Hätte er seit seiner
Affäre um die abgeschriebene Doktor-
arbeit geschwiegen und sich vorher
sauber entschuldigt – die knappe An-
kündigung, im Jahr 2013 kandidieren
zuwollen, würde vielleicht als seriöser
Comeback-Versuch gewertet. Stattdes-
sen hat er sich mit seinem großkotzi-
gen Interview-Buch als unbelehrbar
gezeigt. Und sich nun schon wieder
zum unpassenden – das heißt: viel zu
frühen – Zeitpunkt zu Wort gemel-
det.“
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●➲ Wettervorhersage
Regen, Sturm oder Schnee?Wie Sie sich
für die kommenden Tage am besten rüs-
ten, wenn es nach draußen geht, lesen
Sie in der ausführlichenWettervorhersa-
ge für Ihre Region.

www.mittelbayerische.de/wetter In Berlin skandieren
Demonstranten „Wulff go
home“. Wird sich Wulff im
Amt halten können?

●➲ Meistgelesen

01 UnfallAuf schneeglatter Fahrbahn
krachte ein 52-Jähriger auf der A6 bei
Waidhaus in einen Sattelzug. Ein 11-jäh-
riger Junge kam ums Leben.
02 Umweltkatastrophe Schwere Stür-
me haben in Neuseeland dasWrack der
„Rena“ in zwei Teile gerissen. Es droht
eine neue Ölpest.
03 Polizei In Neukirchen b. Hl. Blut
stolperte am frühen Sonntagmorgen
ein 61-jähriger Mann vomGehweg. Ein
Auto überrollte ihn. Der Mann starb
noch an der Unfallstelle.

●➲ Video des Tages
Seltsame Gestalten tummelten sich in
der Rauhnacht des Vereins „Doana
Gsindl“ in Regensburg. Somanchem
Zuschauer wurde da Angst und Bange.
www.mittelbayerische.de/video

Diskutieren Sie weiter mit der Online-
Redaktion unter
facebook.com/mittelbayerische
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Reaktionen der User:

Hoffentlich ist er ein sog. Ehrenmann
und tritt zurück. Adolf

Ich frag mich, was er denn „dem Volk“
angetan hat... Legt jeder Bürger seine
Kredite offen dar? Für JEDEN einseh-
bar? Wo bleibt das Bankgeheimnis der
BW-Bank? Susanne

Ausmeiner Sicht geht es weniger um
den Kredit an sich als um sein Verhal-
ten in dieser Angelegenheit. Ingrid

inigeMechanis-
men undÄmter
der Europäi-

schenUnion bestehen
die Bewährungsprobe
währendKrisenzeiten
nicht – sie sollten abge-
schafft und durch pas-
sende ersetzt werden.
Das automatische Rota-
tionssystem der Rats-
präsidentschaft zum
Beispiel. Die Abfolge der sich reihum
abwechselnden EU-Länder ist bis Som-
mer 2020 festgelegt. Dadurch hat der
Rat nun schon zum zweitenMal einen
Mitgliedstaat auf demVorsitz, der in
Anbetracht der allesbestimmenden
Eurokrise fehl am Platz ist.

AmMittwoch reist die EU-Kom-
mission zum Festakt nachKopenha-
gen, bei dem Polen die Ratspräsident-
schaft an Dänemark übergibt. Beide
Länder gehören nicht zumEuroklub,
haben also bei dessen Verhandlungen
nichts zu sagen. Bei den Treffen der
Eurogruppewerden die Dänen im bes-
ten Fall geduldet. Schon vor ihrer Prä-
sidentschaft hat Nikolas Sarkozy der
dänischenMinisterpräsidentinHelle
Thorning-Schmidt beim letzen Gipfel-
treffen vorgehalten, ihr Land sei klein
und außen vor. Daherwerde er auch
nicht auf sie hören.

Als Vermittler zwischen Eurolän-
dern und anderenAußenseiternwirkt
Dänemark, wiewir es kennen, un-
glaubwürdig. Zeigten sich die Dänen
doch bisher nicht sonderlich solida-
risch gegenüber der EU: Aus denwe-
sentlichen Integrationsmechanismen
hat es sich ausklammern lassen. An
der EU-Politik zu Sicherheit, Justiz
und Inneres beteiligt es sich nicht.

So liegt der jetzt auszuhandelnde
Europakt auch nicht auf Helle Thor-
ning-Schmidts Tisch sondern auf dem
des ständigen RatspräsidentenHer-
manVan Rompuy. Offiziell ist noch
nicht einmal klar ob sichDänemark
dem Pakt anschließenwird. Doch
eigentlichwissen alle, dass sie als Rats-
präsidenten unter Gruppenzwang ste-
hen. Damitmit dem dänischen Beitritt
zumEuropakt keine Volksabstim-
mung im Land der Euroskeptiker fäl-
lig wird,musste Van Rompuy versi-
chern, die Souveränitätsrechte der Dä-
nen nicht anzurühren.

E Der guteWille vonDä-
nemarksMinisterprä-
sidentinHelle Thor-
ning-Schmidt in allen
Ehren. Doch bis auf
ihre angekündigte An-
strengung zumehr
verantwortlichem
Handeln derMitglied-
staatenwerden die
restlichen Ziele ihrer
Ratspräsidentschaft –

eine größere Dynamik im Binnen-
markt, mehr Umweltschutz und Si-
cherheit – kaum eine große Rolle spie-
len können, angesichts der alles über-
schattenden Eurokrise. Das hat sich
Thorning selbst schon eingestanden.
In diesemHalbjahrmüssen alle Ener-
gien in die Entwicklung der Rettungs-
instrumente der europäischenGe-
meinschaftswährung fließen. In Lö-
sungen, die alle 27Mitgliedstaaten
mittragen können.

Umkünftige Herausforderungen
zu bewältigen undmehrHaushaltsdis-
ziplin der Staaten voranzutreiben,
fehlt es den EU-Präsidenten anDurch-
setzungskraft: obwechselnde Ratsprä-
sidentschaft, Van Rompuy oder Barro-
so. Das Führungssystem der EU ist ein
Witz und der Schaden nichtmehr zu
verleugnen. Unzählige Vertragsverlet-
zungsverfahren laufen, weil dieMit-
gliedstaatenmachen, was sie wollen
und sich gegenseitig nicht anschwär-
zen. Die Staats- und Regierungschefs
zeigen doch immerwieder durch ihre
Aussagen undNicht-Taten, dass sie das
System, dem sie sich selbst verpflich-
tet haben, nicht ernst nehmen.

Genauso, wie die nationalen krisen-
untauglichen Regierungen, die im ver-
gangenen Jahr ausschieden,muss die
Regierung der EU denHerausforde-
rungen angepasst werden. Die EU-Bür-
ger brauchen einewirklichmächtige
Vertretung in diesem System. Somuss
das von ihnen gewählte Europaparla-
ment endlich eine unausweichliche
Instanzwerden. Bisher kann es bei der
Gesetzgebung einfach ausgeblendet
werden. Und stattmehrerer wirkungs-
loser Präsidenten brauchenwir einen,
der diesemTitel gerechtwird. Statt
Statisten für den schönen Schein von
Gemeinschaft braucht EuropaMacher
mitMacht. Und die sollten vomVolk
gewählt werden.

Macher ohneMacht
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KOMMENTAR
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WEITERE KOMMENTARE

EUROPADas Beispiel der dänischen Präsidentschaft zeigt, wo
es in der EU hakt. Die Unionmuss sich dringend erneuern.

Guttenberg: Eigentlich steht CSU-Chef
Horst Seehofer (noch) nichtmit dem
Rücken zur Wand – eigentlich. ➤ SEITE 2

Jamaika-Bündnis: Im Saarland spricht
einiges für Neuwahlen. Für die FDPwäre
das der nächste Schlag. ➤ SEITE 6
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum

VON PATRICIA DUDECK, MZ

SEITE 4 MONTAG, 9. JANUAR 2012 P4 MEINUNG MITTELBAYERISCHEZEITUNG


